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Äußerung des Abgeordneten Dr. Furier für den Deutschen Bundestag 


I. 

Im 1. Deutschen Bundestag war auf Grund der 
Ergebnisse des Platow-Untersuchungsausschusses 
unter Drucksache Nr. 3935 ein interfraktioneller 
Antrag über den Entwurf eines Gesetzes über 
Straffreiheit eingebracht worden. Der hier maßgeb- 
liche § 1 wurde in der 273. Sitzung vom 18. Juni 
1953 und auf Grund eines Vorschlages des Vermitt- 
lungsausschusses (Drucksache Nr. 4656) in der 
282. Sitzung vom 29. Juli 1953 erneut in folgender 
Fassung beschlossen: 


„§ 1 

Wer in der Zeit bis zum 31. Dezember 1951 
als Verleger, Journalist oder Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes unmittelbar oder mittelbar 
Nachrichten, Informationen oder Artikel in straf- 
barer Weise mitgeteilt, entgegengenommen oder 
verbreitet oder wer bis zu demselben Zeitpunkt 
zu einer solchen Handlung angestiftet oder Bei- 
hilfe geleistet hat, bleibt straffrei. Straffreiheit 
tritt auch ein für sonstige Straftaten, 'die aus 
Anlaß von Handlungen nach Satz 1 begangen 
worden sind.“ 

Der Gesetzesbeschluß wurde von dem damaligen 
Bundesminister der Justiz, Dr. Dehler, aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen nicht ausgefertigt (vgl. 
dazu seine Ausführungen in der 273. Sitzung des 
1. Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1953 — 
Stenographische Berichte S. 13545 — und in der 
17. Sitzung des 2. Deutschen Bundestages vom 
26. Februar 1954 — Stenographische Berichte 

S. 604 ff.). 

Die Verweigerung der Unterschrift verhinderte 
die Verkündung des Gesetzesbeschlusses. 

Im 2. Deutschen Bundestag hat die Bundesregie- 
rung den Entwurf eines Gesetzes über die Gewäh- 
rung von Straffreiheit eingebracht (Drucksache 2 15), 
der den „Grundgedanken des Bundestagsbeschlusses 
vom 29. Juli 1953 in § 7 so verwirklichte, daß ver- 
fassungsrechtliche Bedenken nicht mehr bestehen“ 
(Begründung zu § 7 des Regierungsentwurfs, S. 14 
der Drucksache 215). § 7 wurde als § 8 in folgender 
Fassung Gesetz (Straffreiheitsgesetz 1954 vom 
17. Juli 1954 [BGBl. I S. 203]): 


„§ 8 

Nachrichtentätigkeit 

Für Straftaten, welche die Mitteilung, Beschaf- 
fung oder Verbreitung von Nachrichten über An- 
gelegenheiten zum Gegenstand haben, mit denen 
Angehörige des öffentlichen Dienstes befaßt sind, 
oder welche damit derart in Zusammenhang 
stehen, daß sie solche Taten vorbereiten, fördern, 
sichern oder decken sollten, wird über die §§ 2, 3 
hinaus ohne Rücksicht auf die Höhe der rechts- 
kräftig verhängten oder zu erwartenden Strafe 
Straffreiheit gewährt, wenn die Tat vor dem 
1. Januar 1952 begangen worden ist.“ 

Dieser § 8 bringt gegenüber dem § 1 des interfrak- 
tionellen Antrages der 1. Wahlperiode aus Druck- 
sache Nr. 3935 wesentliche Veränderungen. 

1. Es werden nicht nur Verleger, Journalisten und 
Angehörige des öffentlichen Dienstes begünstigt, 
sondern auch andere Personen, wenn sie die all- 
gemeinen Voraussetzungen der Vorschrift er- 
füllen. 

2. Es werden Teilnehmer nicht nur dann berück- 
sichtigt, wenn sie Anstiftung oder Beihilfe ge- 
leistet haben, sondern auch dann, wenn sie als 
Mittäter gehandelt haben, ohne zu dem begün- 
stigten Personenkreis der früheren Fassung zu 
gehören (Begründung zu § 7, S. 14 der Druck- 
sache 215). 

Das Landgericht Bonn will in dem bei ihm an- 
hängigen Strafverfahren gegen Platow u. a. § 8 des 
Straffreiheitsgesetzes 1954 nicht anwenden, da 
es ihn für verfassungswidrig hält, und zwar aus 
zwei Gründen: 

a) Es ist der Auffassung, daß der Bundesgesetz- 
geber eine unzulässige Abolition (worunter das 
Landgericht eine Einzelniederschlagung ver- 
steht) beschlossen hat. 

b) Es ist weiter der Auffassung, daß § 8 StFG 
gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoße, da die 
von dieser Norm erfaßten Täter gegenüber an- 
deren unter das Straffreiheitsgesetz fallenden 
Personen grundlos und willkürlich begünstigt 
seien. 

Diese Auffassung geht fehl. § 8 StFG ist nicht 
verfassungswidrig. 
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II. 

Das Landgericht geht von dem vom Bundesver- 
fassungsgericht (BVerfGE Bd 2 S. 222) zutreffend 
definierten Begriff der Amnestie aus, die vorliegt, 
wenn die Straf folgen „einer unübersehbaren und 
unbestimmten, nach Typen gekennzeichneten Zahl 
von Straftaten“ geregelt sind. Es räumt ein, der 
Wortlaut des § 8 sei durchaus geeignet, eine Am- 
nestie zu bejahen. Denn der Rahmen des in Frage 
kommenden Personenkreises sei weit gespannt, so 
daß eine „nicht absehbare Reihe von Verfahren 
hierunter fallen und nicht allein die Platow-Ver- 
fahren“ (S. 11 des Aussetzungsbeschlusses unter 
Ab). 

Aus der Gegenüberstellung der Gesetzesbe- 
schlüsse des 1. und des 2. Deutschen Bundestages 
ergibt sich, daß bewußt und gerade um verfas- 
sungsrechtliche Bedenken auszuräumen, der begün- 
stigte Personenkreis erweitert wurde. Wenn das 
Landgericht trotzdem die Verfassungswidrigkeit 
des § 8 behauptet, so deswegen, weil es meint, die 
Motive, die den Gesetzgeber angeblich leiteten, er- 
gäben, daß dieser „ein dem Inhalt nach verfassungs- 
mäßig unzulässiges Gesetz bewußt unverfänglich 
formuliert, ihm also eine Wortfassung gegeben hat, 
die bedenkenlos erscheint“. 

Der Bundestag weist zunächst mit aller Entschie- 
denheit die in diesem Zusammenhang (S. 11 des 
Aussetzungsbeschlusses) ausgesprochene Behaup- 
tung zurück, sein Verhalten erinnere an Fälle aus 
der Zeit des Nationalsozialismus. Diese Ausführun- 
gen sind ebenso unerhört wie unbegründet. Der 
Bundestag lehnt es ab, hierauf überhaupt einzu- 
gehen. 

Der Bundestag verwahrt sich sodann mit Nach- 
druck gegen die Behauptung, er habe ein verfas- 
sungsmäßig unzulässiges Gesetz in die Form einer 
Amnestie gekleidet und sich so auf einem Umwege 
eine Zuständigkeit verschafft, die ihm nicht zuge- 
standen habe. 

Die Begründung, die das Landgericht für seine 
Behauptungen gibt, basiert ausschließlich auf einer 
Verwertung von Motiven, die zu § 8 des Straffrei- 
heitsgesetzes 1954 geführt haben sollen. Obwohl 
die vom Landgericht behaupteten Motive nicht maß- 
geblich waren, ist doch grundsätzlich festzustellen, 
daß eine solche Auswertung der Motive unzulässig 
ist. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE Bd. 1 
S. 312) sagt: „Maßgebend für die Auslegung einer 
Gesetzesvorschrift ist der in dieser zum Ausdruck 
kommende objektivierte Wille des Gesetzgebers, so 
wie er sich aus dem Wortlaut der Gesetzesbestim- 
mung und dem Sinn Zusammenhang ergibt, in den 
diese hineingestellt ist. Nicht entscheidend ist da- 
gegen die subjektive Vorstellung der am Gesetzge- 
bungsverfahren beteiligten Organe oder einzelner 
ihrer Mitglieder über die Bedeutung der Bestim- 
mung. Der Entstehungsgeschichte einer Vorschrift 
kommt für deren Auslegung nur insofern Bedeu- 
tung zu, als sie die Richtigkeit einer nach den an- 
gegebenen Grundsätzen ermittelten Auslegung be- 


stätigt oder Zweifel behebt, die auf dem angege- 
benen Weg allein nicht ausgeräumt werden kön- 
nen“. 

Die Motive des Gesetzgebers sind also nur hilfs- 
weise und nur dann zu verwerten, wenn der Wort- 
laut des Gesetzes auszulegen ist, diese Auslegung 
aber ohne Berücksichtigung der Motive eine volle 
Klarheit nicht schaffen kann. Das Landgericht be- 
hauptet aber selbst nicht, der Wortlaut des § 8 
StFG gebe zu Zweifeln Anlaß. Es geht dem Ge- 
richt lediglich darum, nachzuweisen, daß der Wort- 
laut des Gesetzes zwar verfassungsmäßig, die Mo- 
tive aber, die zu ihm geführt haben, verfassungs- 
widrig seien. Der Aussetzungsbeschluß unterbrei- 
tet daher dem Bundesverfassungsgericht die angeb- 
lichen Motive des Gesetzgebers zur Nachprüfung. 
Damit wird ein verfassungsrechtlich unzulässiger 
Weg beschritten. Gegenstand der Normenkontrolle 
ist „die richterliche Feststellung, daß ein bestimm- 
ter Rechtssatz gültig oder ungültig ist, daß also ob- 
jektives Recht besteht oder nicht besteht“ 
(BVerfGE Bd. 1 S. 406). Die Motive eines Gesetzes 
sind der richterlichen Nachprüfung entzogen. 

Die Gewährung von Straffreiheit durch ein 
Straffreiheitsgesetz ist nicht ein Verwaltungsakt 
in Gesetzes form, sondern ein Gesetz im materiel- 
len Sinne. In einem solchen Gesetz werden die 
Straffolgen einer unübersehbaren und unbestimm- 
ten, nach Typen gekennzeichneten Zahl von Straf- 
taten geregelt. Im Gegensatz dazu ist die Begna- 
digung im weiteren Sinne der Verzicht auf das 
Strafverfolgungsrecht oder auf das Strafvollstrek- 
kungsrecht im Einzelfall oder in einer bestimmten 
Zahl von Einzelfällen. Entscheidend für die Zu- 
ständigkeit zum Erlaß des § 8 des Straffreiheitsge- 
setzes 1954 ist demnach, ob die Regelung des § 8 
ein Gesetz im materiellen Sinne darstellt. 

Zu dem § 8 haben zwar diejenigen Verfahren 
Anlaß gegeben, die Gegenstand der Verhandlungen 
des 46. Untersuchungsausschusses des 1. Deutschen 
Bundestages gewesen sind. Aus den Verhandlun- 
gen des erwähnten Untersuchungsausschusses war 
das von allen Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages — mit Ausnahme der Kommunisten — be- 
jahte Bedürfnis hervorgetreten, durch eine Amne- 
stie eine Bereinigung von mit der Nachkriegsent- 
wicklung zusammenhängenden Vorkommnissen zu 
erreichen, wie sie beispielhaft in den Erörterungen 
jenes Untersuchungsausschusses zutage getreten 
waren (vgl. Kurzprotokoll der 1. Sitzung des Unter- 
ausschusses „Straffreiheitsgesetz“ des 23. Aus- 
schusses des Deutschen Bundestages vom 12. März 
1953, Stenographische Berichte der 273. Sitzung des 
1. Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1953, Abg. 
Hoogen S. 13543 f.). Es haben also den gesetzgeben- 
den Organen, die den § 8 beschlossen haben, typi- 
sche Einzelfälle vorgeschwebt, die zum Anlaß oder 
Beweggrund, nicht aber zum Gegenstand, jeden- 
falls nicht zum ausschließlichen Gegenstand dieser 
Regelung wurden. Daß ein solcher Ausgangspunkt 
für ein Straffreiheitsgesetz nicht das Wesen eines 
an der Allgemeinheit seiner Regelung orientierten 
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Gesetzes beeinträchtigt, hat das Bundesverfas- 
sungsgericht in dem Beschluß vom 22. April 1953 
(BVerfGE Bd. 2 S. 222) ausgesprochen. 

Das rechts politische Erfordernis, in dem Gel- 
tungsbereich des Gesetzes über die seinen Anlaß 
bildenden Vorkommnisse hinaus eine unbestimmte 
Zahl noch gar nicht bekannter Verfahren zu erfas- 
sen, auch unbekannte Straftaten und Verfahren 
also in die gesetzliche Regelung einzubeziehen, ist 
in den Verhandlungen des Unterausschusses des 
23. Ausschusses deutlich herausgestellt worden (vgl. 
Kurzprotokoll der 1. Sitzung des Unterausschusses 
„Straffreiheitsgesetz“ des 23. Ausschusses vom 
12. März 1953). Die Bedenken, die gegen den 
Gesetzesbeschluß vom 18. Juni/29. Juli 1953 nach 
dieser Richtung erhoben wurden, haben zu 
der noch allgemeiner gehaltenen Fassung des § 8 
des Straffreiheitsgesetzes 1954 geführt. Mit dieser 
neuen Fassung ist eine materielle und nicht nur 
eine scheinbare Erweiterung des gesetzlichen An- 
wendungsbereichs der Vorschrift verbunden. Es 
trifft nicht zu, daß der § 8 in Wirklichkeit nur die- 
jenigen Strafverfahren erfaßt, die in dem Betreff 
des Beschlusses der 1. Strafkammer des Landge- 
richts Bonn 8 K MS 8/53 vom 10. November 1954 
genannt sind. Im Zeitpunkt der Verabschiedung 
des Gesetzes konnte von keinem der beteiligten 
Gesetzgebungsorgane überblickt werden, wie viele 
und welche Einzelfälle von den allgemein gefaßten 
Merkmalen des § 8 erfaßt werden. Dies läßt sich 
wahrscheinlich auch heute noch nicht übersehen 
und erst nach längerer Zeit wird eine Statistik 
Klarheit darüber schaffen können, in welchen Ein- 
zelfällen der § 8 zur Anwendung gekommen ist. 
Dabei ist zu beachten, daß der § 8 — wie jede Am- 
nestie — auch Straftaten erfaßt, die nicht bekannt- 
werden, weil sie nie Gegenstand eines Verfahrens 
wurden. 

Sollte sich dabei ergeben, daß die Zahl der durch 
§ 8 betroffenen und durch Verfahren bekanntge- 
wordenen Straftaten nicht übermäßig groß ist, so 
könnte dies kein Grund sein, die Verfassungs- 
mäßigkeit der Vorschrift in Zweifel zu ziehen. 
Durchaus ähnliche Verhältnisse liegen auch bei § 6 
Straffreiheitsgesetz 1954 vor, der für die in einem 
Befehlsnotstand begangenen Taten während des 
Zusammenbruchs Straffreiheit gewährt. Konkrete 
Einzelfälle, bei denen der Beweggrund für die 
Schaffung dieser Vorschrift hervortrat, sind in den 
Verhandlungen des Rechtsausschusses des 2. Deut- 
schen Bundestages zum Straffreiheitsgesetz erör- 
tert worden. Nach den bisher vorliegenden Zahlen 
ist der § 6 des Straffreiheitsgesetzes 1954 nur in 
einer verhältnismäßig geringen Zahl von Strafver- 
fahren angewandt worden. Kein Gericht hat die 
Gültigkeit des § 6 in Zweifel gezogen, weil be- 
stimmte Einzelfälle zu ihm Anlaß gaben oder weil 
der Anwendungsbereich verhältnismäßig gering ist. 

Der § 8 des Gesetzes vom 17. Juli 1954 enthält 
daher nicht nur der Form, sondern auch dem In- 
halt nach eine Norm, die den Erfordernissen eines 
Straffreiheitsgesetzes entspricht. 


III. 

Das Landgericht Bonn ist der Auffassung, daß 
§ 8 des Straffreiheitsgesetzes 1954 gegen den 
Gleichheitsgrundsatz verstoße, da die Vorschrift im 
Gegensatz zu den §§ 2 bis 6 und § 7 Abs. 1 keine 
Beschränkung der Straffreiheit nach der Höhe der 
Strafe kenne. Für die Bevorzugung der unter § 8 
fallenden Personen, denen Straffreiheit ohne Rück- 
sicht auf die Höhe der Strafe gewährt werde, lasse 
sich nach der Auffassung des Gerichts kein ein- 
leuchtender Grund finden. Kein vernünftiger 
Grund sei insbesondere dafür ersichtlich, die Am- 
nestie nach § 8 über den Geheimnisverrat (§ 353 b 
und c StGB) hinaus zu erstrecken. Das Landge- 
richt sieht darin eine willkürliche Bevorzugung des 
unter § 8 des Straffreiheitsgesetzes fallenden Per- 
sonenkreises. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfGE Bd. 1 S. 16, Bd. 3 S. 135, 
182) ist der Gleichheitsgrundsatz verletzt, wenn sich 
ein vernünftiger, aus der Natur der Sache erge- 
bender oder sonstwie sachlich einleuchtender 
Grund für die gesetzliche Differenzierung oder 
Gleichbehandlung nicht finden läßt, wenn also die 
Bestimmung als willkürlich bezeichnet werden 
muß. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE Bd, 3 
S. 135) hat auch anerkannt, daß bei der Formel 
„Gleiches gleich, Ungleiches seiner Eigenart ent- 
sprechend verschieden“ zu behandeln, dem Gesetz- 
geber noch immer ein weiter Spielraum für die Be- 
tätigung seines Ermessens verbleibt. Das Bundes- 
verfassungsgericht könne dem Gesetzgeber erst 
dann entgegentreten, wenn für eine von ihm an- 
geordnete Differenzierung zwischen verschiedenen 
Personengruppen sachlich einleuchtende Gründe 
schlechterdings nicht mehr erkennbar sind, so daß 
ihre Aufrechterhaltung einen Verstoß gegen das 
allgemeine Gerechtigkeitsempfinden darstellen 
würde. 

Es erscheint notwendig, die Gründe darzulegen, 
die sämtliche Fraktionen des 1. Deutschen Bundes- 
tages — mit Ausnahme der Kommunisten — in 
weitgehender Übereinstimmung der Meinungen 
dazu bestimmt haben, ein Straffreiheitsgesetz für 
Nachrichtentätigkeit ins Auge zu fassen. Die Fest- 
stellungen des 46. Untersuchungsausschusses (vgl. 
Kurzprotokoll der 1. Sitzung des Unterausschusses 
„Straffreiheitsgesetz“ des 23. Ausschusses vom 
12, März 1953, Stenographische Berichte der 
273. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1953 S. 13545) haben ergeben, daß „vor 
dem gesetzlich festliegenden Stichtag, dem 31. De- 
zember 1951, in der Bundesverwaltung besondere 
Anlaufschwierigkeiten und stellenweise große Un- 
sicherheit bestanden haben, die sogar in Einzel- 
fällen dazu geführt haben, daß gleiche Sachverhalte 
und gleiche Tatbestände in den einzelnen Mini- 
sterien und Verwaltungen verschieden behandelt 
wurden. Gerade das ist es, was der Ausschuß in 
seiner Mehrheit veranlaßt hat, unter diese Dinge 
nunmehr einen Schlußstrich zu ziehen“ (Abg. Hoo- 
gen in der 273. Sitzung des 1. Deutschen Bundes- 
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tages vom 18. Juni 1953 S. 13544). In derselben Sit- 
zung vom 18. Juni 1953 führte der Abg. Hoogen 
(S. 13544 C) weiter aus: „Die Ermittlungen im 46. Un- 
tersuchungsausschuß haben nämlich ergeben, daß 
von Journalisten in mehreren Fällen Bediensteten 
der Bundesbehörden Geschenke angeboten und auch 
gegeben worden sind. Diese Geschenke haben zwar 
keineswegs den Umfang gehabt, wie das in der 
Öffentlichkeit teilweise behauptet oder verbreitet 
wurde. Im Ausschuß war man vereinzelt deshalb 
der Meinung, daß diese Falle aktiver und passiver 
Bestechung nicht von der Amnestie mit umfaßt 
werden sollten. Mit dieser Frage haben sich Rechts- 
ausschuß und Unterausschuß sehr eingehend be- 
faßt. Die Durchführung der Untersuchungen im 
46. Ausschuß hat jedoch ergeben, daß die aus den 
verworrenen Nachkriegsverhältnissen und den An- 
laufschwierigkeiten der Bundesverwaltung herrüh- 
rende Unsicherheit, zu deren Beseitigung das Straf- 
freiheitsgesetz dienen soll, sich insbesondere auch 
auf die Fälle erstreckt, wo im Einzelfall eine Be- 
stechung möglicherweise anfängt oder aufhört. 
Nach den durch ge führten Ermittlungen ist es in 
der Tat sehr schwer, zu sagen, ob Honorare, die 
ein Beamter angenommen hat, der für irgendeinen 
Informationsdienst als Informant gewirkt oder Ar- 
tikel geschrieben hat, Bestechungsgelder gewesen 
sind oder ob es sich bei ihnen nur um das Entgelt 
für eine genehmigungspflichtige oder nach den Be- 
stimmungen des Beamtengesetzes sogar um eine 
genehmigungsfreie Nebenbeschäftigung handelte. 
Das waren gerade die Schwierigkeiten, unter die 
wir einen Schlußstrich ziehen wollten. Die Anwen- 
dung strengen Rechtes auf alle diese verschieden 
gelagerten und zwischen den einzelnen Ministerien 
teilweise sogar verschieden gehandhabten Fälle 
würde die große Gefahr heraufbeschwören, daß 
Unrecht an die Stelle von Recht gesetzt würde, 
weil das Gericht diese Schwierigkeiten und Unter- 
schiedlichkeiten zwar bei der Frage des Straf- 
maßes, niemals aber bei der Schuldfrage berück- 
sichtigen könnte, sondern zu einer Verurteilung 
kommen müßte, wenn der Angeklagte durch seine 
Handlung den Tatbestand eines Strafgesetzes ver- 
wirklicht hat. Das zu verhindern, meine Damen 
und Herren, und deshalb auch bei etwa vorgekom- 
menen Bestechungs fällen keine Ausnahme vom 
Straffreiheitsgesetz zu machen, war die mit über- 
wiegender Mehrheit geäußerte Meinung des Aus- 
schusses.“ 

Das Landgericht Bonn meint (S. 22 seines Be- 
schlusses), daß eine weitgehende Amnestierung der 
Verstöße gegen die §§ 353 b und c StGB — Ge- 
heimnisverrat — auf der Hand lag, da sich hier 
„einleuchtende Gründe für eine Amnestierung un- 
ter Berücksichtigung der zweifellos bestehenden 
Rechtsunsicherheit in den Beziehungen zwischen 
Verwaltung und Presse nach dem Chaos des Zu- 
sammenbruchs und der Periode des improvisierten 
Neuaufbaues des Staatsapparates“ ergeben. Es 
sieht aber keine solchen Gründe für die Einbe- 
ziehung insbesondere der aktiven und passiven Be- 
stechung für gegeben. Wie zweifelhaft aber gerade 


im Bereich des Pressewesens die Beurteilung der 
Strafwürdigkeit eines auf die Erlangung oder die 
Lieferung von Nachrichten gerichteten Verhaltens 
sein kann, ergibt sich aus dem Schicksal, das der 
§ 140 der Reichstagsvorlage eines Allgemeinen 
Deutschen Strafgesetzbuchs 1927 über die Verlet- 
zung des Amtsgeheimnisses gehabt hat. 

Der § 140 des Entwurfs eines Allgemeinen Deut- 
schen Strafgesetzbuchs in der Fassung der Reichs- 
tagsvorlage 1927 (Nr. 3390 der Drucksachen des 
Reichstags, III. Wahlperiode 1924/27) lautet: 

§ 140 

Verletzung des Amtsgeheimnisses 
Ein Amtsträger oder früherer Amtsträger, 
der ein ihm kraft seines Amtes anvertrautes 
oder zugängliches Geheimnis gegen Entgelt oder 
in der Absicht offenbart, sich oder einem ande- 
ren unrechtmäßig einen Vorteil zu verschaffen 
oder jemand einen Nachteil zuzufügen, wird mit 
Gefängnis bestraft. 

Die Tat wird nur auf Verlangen des Vorge- 
setzten verfolgt.“ 

Die Vorschrift war in den Reichstagsausschüssen, 
die über die Strafrechtsform berieten, starker Kri- 
tik ausgesetzt, die schließlich dazu führte, daß der 
Reichsminister der Justiz Koch-Weser sie fallen 
ließ (Niederschrift über die 30. Sitzung des 21. Aus- 
schusses [Reichsstrafgesetzbuch] des Reichstages 
IV. Wahlperiode 1928 S. 1). Reichsminister der 
Justiz Koch-Weser erklärte, daß nach seiner Auf- 
fassung der § 140 jedenfalls in der vorliegenden 
Form nicht aufrechterhalten werden könne. Einer 
allgemeinen Vorschrift gegen die Preisgabe von 
Amtsgeheimnissen stehe entgegen, daß eine sichere 
Grenze zwischen den strafwürdigen und den nicht 
strafwürdigen Fällen nicht zu finden sei. Nach der 
Fassung dieser Vorschrift laufe jeder Staatsmann 
Gefahr, bestraft zu werden, wenn er über den 
Verlauf einer Sitzung anderen Mitteilung mache. 
Die Einschränkungen der Vorlage genügten nicht, 
um diese Bedenken zu beheben. Strafbar sei nach 
der Vorlage, wer ein Amtsgeheimnis gegen Entgelt 
veröffentliche; ein Entgelt sei aber auch das Hono- 
rar für einen Zeitungsartikel. Man könne es des- 
halb, wie bisher, bei der disziplinären Ahndung be- 
wenden lassen. Diese Bedenken führten zur Strei- 
chung der Vorschrift, so daß sie in dem Entwurf 
Kahl eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetz- 
buchs (Reichstag V. Wahlperiode 1930, Drucksache 
Nr. 395) nicht mehr enthalten war. 

Wenn aber schon in normalen Zeiten solche Mei- 
nungen über die Strafwürdigkeit und Nichtstraf- 
würdigkeit einer entgeltlichen Mitteilung von 
Amtsgeheimnissen geäußert wurden, so waren 
Zweifel über die Strafwürdigkeit bei den Vorgän- 
gen, die zu § 8 des Straffreiheitsgesetzes Anlaß 
gaben, um so mehr berechtigt, als es sich dabei um 
Vorgänge in der Übergangs- und Aufbauzeit der 
Nachkriegsjahre handelte, in denen sich gefestigte 
Maßstäbe über das, was erlaubt und nicht erlaubt, 
strafwürdig und nicht strafwürdig sei, erst wieder 
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bilden mußten. Wenn nun der Gesetzgeber sich ent- 
schloß, um der Zweifel an der Strafwürdigkeit 
mancher Handlungen willen einen Schlußstrich zu 
ziehen, so war es rechtspolitisch untragbar, in dem 
Straffreiheitsgesetz selbst zwischen amnestiewür- 
digen und amnestieunwürdigen Fällen in der Weise 
zu unterscheiden, daß aktive oder passive Be- 
stechung schlechthin ausgeschlossen oder eine Be- 
urteilung des Einzelfalles zugrunde gelegt wurde. 
Nur diejenigen Straftaten, deren Amnestieunwür- 
digkeit offensichtlich war, sind demnach durch den 
§ 9 Abs. 1 von der Straffreiheit ausgeschlossen 
worden. Im übrigen muß jede Amnestie um des 
Gleichheitsgrundsatzes willen in Kauf nehmen, daß 
sie neben zahlreichen amnestiewürdigen auch ein- 
zelne Fälle erfaßt, in denen die Gewährung von 
Straffreiheit nicht gerechtfertigt ist. Den maßge- 
benden Gesichtspunkt hat der Abgeordnete 
Dr. Greve hervorgehoben, wenn er in der 1. Sit- 
zung des Unterausschusses „Straffreiheitsgesetz“ 
S. 7 des Protokolls Nr. 1 vom 12. März 1953 aus- 
führt: „Man müsse bei einer Amnestie nach dem 
Grundsatz des Allgemeinen suchen. Die ausschließ- 
liche Betrachtung der einzelnen Fälle führe kaum 
zu einem brauchbaren Ergebnis, weil man nicht sa- 
gen könne, daß man den einen Fall von der Amne- 
stie ausnehmen und den anderen Fall amnestieren 
wolle. Es käme bei jeder Amnestie vor, daß ein- 
zelne Fälle straffrei bleiben, die man an sich nicht 
gerne straffrei lassen wolle. Aber das Bemühen 
gehe ja gerade dahin, daß die Amnestie ihrem Cha- 
rakter nach allgemein sein müsse. Er sei nicht da- 
für, daß man sich einzelne Fälle vorlegen lasse und 
die Amnestie danach einrichte, so daß der eine Ein- 
zelfall darunter falle und der andere nicht. Die 
Aufgabe des Ausschusses sei es, einen gewissen 
Rahmen zu ziehen und es dann den zuständigen 
Stellen zu überlassen, welche Fälle in den Rahmen 
dieses Gesetzes fallen und welche außerhalb die- 
ses Gesetzes zu bleiben haben. Einzelfälle zu prü- 
fen, sei nicht Aufgabe des Ausschusses oder des 
Bundestages.“ 

Aus diesem Bedürfnis, einen allgemeinen Schluß- 
strich unter Verhaltensweisen im Presse- und 
Nachrichtenwesen der Nachkriegsjahre zu ziehen, 
hat das Gesetz im Bereich des § 8 auch keine 
Höchststrafgrenze eingeführt. Die Einführung einer 
Höchststrafgrenze hätte das Gericht unter Umstän- 
den genötigt, das Verfahren durchzuführen und 
erst auf Grund des Ergebnisses der Hauptverhand- 
lung zu beurteilen, ob die Tat unter die Strafgrenze 
der Amnestie falle oder sie überschreite. Gegen- 
über dem Gesichtspunkt, durch eine Höchststraf- 
grenze gewisse strafunwürdige Fälle auszuschlie- 
ßen, hat der Bundestag dem nicht minder sachlich 
berechtigten Bedürfnis, einen allgemeinen Schluß- 
strich zu ziehen, den Vorrang gegeben. Eine solche 
Lösung liegt durchaus im Bereich des weiten Spiel- 


raums für die Betätigung des Ermessens des Ge- 
setzgebers, der diesem nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE Bd. 3 
S. 135) bei der Differenzierung von gesetzlich ge- 
ordneten Sachverhalten zukommt. 

Im übrigen stehen dem Gesetzgeber für den Aus- 
schluß amnestieunwürdiger Fälle verschiedene 
Möglichkeiten offen. Die eine besteht in der Be- 
grenzung der Straffreiheit durch ein Höchstmaß 
der Strafe. Diese Möglichkeit ist in den §§ 2 bis 6, 7 
Abs. 1 des Straffreiheitsgesetzes 1954 verankert. 
Die andere Möglichkeit besteht in der Schaffung 
von Ausschlußgründen, die durch normative Tat- 
bestandsmerkmale gekennzeichnet sind. Der ehe- 
malige Bundesminister der Justiz, Dr. Dehler, hat 
in der 273. Sitzung des Bundestages vom 18. Juni 
1953 darauf hingewiesen (Stenographische Berichte 
S. 13545 C), daß er die Fälle der aktiven und pas- 
siven Bestechung für amnestieunwürdig halte, in 
denen aus ehrloser Gesinnung oder aus Gewinn- 
sucht gehandelt worden ist. In dem Gesetzesbe- 
schluß vom 18. Juni/29. Juli 1953 waren derartige 
Fälle von der Straffreiheit nicht ausgenommen. 
Weil dies in der Tat bedenklich gewesen wäre, hat 
das Straffreiheitsgesetz 1954 auch die Gewährung 
von Straffreiheit nach § 8 dem allgemeinen Aus- 
schlußgrund des § 9 Abs. 2 unterstellt. Danach sind 
allgemein von der Straffreiheit Straftaten ausge- 
schlossen, die auf Gewinnsucht beruhen oder bei 
denen die Art der Ausführung oder die Beweg- 
gründe eine gemeine Gesinnung des Täters erken- 
nen lassen. Wenn das Landgericht Bonn in seinem 
Beschluß vom 10. November 1954 (S. 5) der Über- 
zeugung Ausdruck gibt, den von jenem Beschluß 
betroffenen Angeklagten könne nicht der Vorwurf 
gemacht werden, aus Gewinnsucht oder gemeiner 
Gesinnung gehandelt zu haben, so kann daraus 
kein Einwand gegen die Echtheit der Begrenzung 
der Straffreiheit hergeleitet werden, die sich aus 
§ 9 Abs. 2 auch für die Gewährung von Straffrei- 
heit nach § 8 des Straffreiheitsgesetzes ergibt. Denn 
der Gesetzgeber hat ja mit Absicht die Amnestie 
des § 8 auch für andere Fälle eröffnet, deren Zahl 
im einzelnen beim Erlaß des Gesetzes nicht über- 
sehbar und unbestimmt war, und mußte daher den 
Ausschluß amnestieunwürdiger Fälle durch Auf- 
stellen normativer Straftatbestandsmerkmale, wie 
sie § 9 Abs. 2 des Gesetzes nennt, sicherstellen. Den 
gleichen Weg hat der Gesetzgeber auch für die 
Fälle des § 7 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 
beschritten, nach dem gleichfalls Straffreiheit bei 
Verschleierung des Personenstandes ohne Rück- 
sicht auf die Strafe gewährt wird. 

Es liegen demnach einleuchtende Gründe für die 
besondere Regelung des § 8 des Straffreiheitsgeset- 
zes 1954 vor. Der Vorwurf einer willkürlichen Be- 
vorzugung des darin genannten Personenkreises 
ist nicht begründet. 
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